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1.  Tipps und Hinweise fiir alle Steuerzahler

Spende - Sonderausgabenabzug kann trotz Zweckbindung zuldssig sein

Spenden und Mitgliedsbeitrage kdnnen in der Einkommensteuererklarung mit bis zu 20 % des Gesamtbetrags der
EinklUnfte als Sonderausgaben abgezogen werden. Damit das Finanzamt die milde Gabe anerkennt, muss sie der
Férderung mildtatiger, kirchlicher, religidser, wissenschaftlicher oder anderer als besonders férderungswirdig aner-
kannter Zwecke dienen. Nach einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) ist ein Spendenabzug auch mdglich,
wenn die Spende einer konkreten Zweckbindung unterliegt.

Im Streitfall hatte die Klagerin einen bestimmten Hund in einem Tierheim in ihr Herz geschlossen. Sie wollte dem
kaum mehr vermittelbaren Tier durch die dauerhafte Unterbringung in einer gewerblichen Tierpension helfen. Hierzu
Ubergab sie bei einem Treffen mit der Tierpension und einer Vertreterin eines gemeinnitzigen Tierschutzvereins
einen Geldbetrag von 5.000 €. Der Tierschutzverein stellte der Klagerin eine Zuwendungsbestatigung (,Spenden-
bescheinigung®) tiber diesen Betrag aus. Das Finanzamt und das Finanzgericht (FG) lehnten einen Sonderausga-
benabzug fir die Spende gleichwohl ab.

Der BFH hat die Entscheidung des FG aufgehoben und die Sache an das FG zuriickverwiesen. Die Bestimmung
eines konkreten Verwendungszwecks der Spende durch die Klagerin steht dem steuerlichen Abzug nicht entgegen.
Voraussetzung hierfur ist allerdings, dass sich die Zweckbindung im Rahmen der vom Tierschutzverein verfolgten
steuerbegtinstigten Zwecke halt. Das FG muss daher in einem zweiten Rechtsgang priifen, ob die Unterbringung des
Hundes in einer Tierpension der Férderung des Tierwohls dient.

Hinweis: Zwar fehlt die fiir den Spendenabzug erforderliche Unentgeltlichkeit der Zuwendung, wenn eine
Spende zum Beispiel einer konkret benannten Person zugutekommen soll und hierdurch letztlich verdeckt
Unterhalt geleistet oder eine Zusage erfiillt wird. Hiervon war vorliegend aber nicht auszugehen, weil der
»Problemhund“ nicht der Klagerin gehorte.

2. Tipps und Hinweise fiir alle Unternehmer

2.1 BFH zur Ermittlung fremdiiblicher Zinsen auf Konzerndarlehen

Am 21. Oktober 2021 wurde eine fiir die Praxis wichtige Entscheidung des BFH veroffentlicht.

Mit Urteil vom 18. Mai 2021 (I R 4/17) hat der BFH entschieden, dass die Fremdiiblichkeit des vereinbarten Zinssatzes
fur ein Konzerndarlehen zunachst durch Vergleich des vereinbarten Zinses mit einem Vergleichszins (sog. Preisver-
gleichsmethode) zu prifen sei. Dabei wird als Referenz der Zins aus vergleichbaren Geschaften zwischen unab-
hangigen Dritten oder aus zwischen einem Konzernunternehmen mit einem unabhangigen Dritten getroffenen Ver-
einbarungen herangezogen. Sollte ein derartiger Vergleich nicht mdglich sein, kann die sog. Kostenaufschlagsme-
thode angewendet werden. Bei dieser Methode werden die Selbstkosten des Darlehensgebers ermittelt und um
einen angemessenen Gewinnaufschlag erhéht. Der BGH hat in seinen Urteilsgrinden auch weitere Hinweise zum
Fremdvergleich gegeben, so sei zur Ermittlung der Bonitat des Darlehensnehmers grundsatzlich auf die Bonitat der
einzelnen Gesellschaft/des Einzelunternehmers und nicht auf die Bonitat des Gesamtkonzerns abzustellen. Unbe-
achtlich seien hingegen die finanziellen Kapazitaten des Darlehensgebers fiir die Beurteilung, ob der vereinbarte Zins
angemessen ist.

Hinweis: Diese Rechtsprechung wird bei nahezu allen Darlehens- wie auch Kontokorrentvereinbarungen im
Unternehmensverbund zu Anpassungsbedarf fiihren. Sprechen Sie uns an, wir stehen Ihnen hierbei gerne
zur Verfiigung.

2.2 Betriebsaufspaltung — Stimmenpatt begriindet keine personelle Verflechtung

Besteht zwischen zwei Unternehmen eine Betriebsaufspaltung, wird die vermégensverwaltende Tatigkeit einer Ge-
sellschaft (z.B. Vermietung eines Grundstiicks) steuerlich als Gewerbebetrieb eingestuft. Folglich liegen gewerbliche
Einklinfte vor. Eine Betriebsaufspaltung setzt voraus, dass ein Unternehmen (,Besitzunternehmen®) mindestens eine
wesentliche Betriebsgrundlage, zum Beispiel ein Grundstiick, an eine gewerblich tatige Personen- oder Kapitalge-
sellschaft (,Betriebsunternehmen®) vermietet. Neben dieser sachlichen Verflechtung muss auch eine personelle Ver-
flechtung bestehen. Das heifldt: Eine Person oder eine Personengruppe muss in der Lage sein, ihren einheitlichen
geschaftlichen Betatigungswillen in beiden Gesellschaften durchzusetzen.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat zur personellen Verflechtung Folgendes entschieden: Eine Betriebsaufspaltung liegt
(noch) nicht vor, wenn der das Besitzunternehmen beherrschende Gesellschafter in der Betriebskapitalgesellschaft

5
www.mtg-group.de Weltweit vertreten durch: agn ~



= Wirtschaftsprufer = Steuerberater = Rechtsanwalte E M TG

nur Uber exakt 50 % der Stimmen verfiigt. Ihm sind die Stimmen seines ebenfalls beteiligten minderjahrigen Kindes
nicht zuzurechnen, wenn in Bezug auf dessen Gesellschafterstellung eine Erganzungspflegschaft angeordnet ist.

Im Streitfall waren die Klagerin und ihre beiden Kinder mit dem Tod des Ehemanns und Vaters zu Gesellschaftern
der Betriebs-GmbH geworden. Die Klagerin hatte dieser GmbH bereits seit Jahren ein betrieblich genutztes Grund-
stick verpachtet. Nachdem sie in einer Gesellschafterversammlung, in der eine Erganzungspflegerin ihren minder-
jahrigen Sohn vertrat, zur Geschéaftsfiuhrerin der GmbH bestellt worden war, sah das Finanzamt die Voraussetzungen
einer Betriebsaufspaltung als erfullt an. Es vertrat die Auffassung, die Klagerin kénne die GmbH aufgrund ihrer elter-
lichen Vermdgenssorge beherrschen - obwohl sie nur 50 % der Stimmen innehatte -, so dass neben der sachlichen
auch eine personelle Verflechtung vorliege. Die Klagerin erziele daher aus der Grundstiicksverpachtung gewerbliche
Einkiinfte.

Das Finanzgericht sah dies jedoch anders und gab der Klage statt. Die Revision des Finanzamts hatte keinen Erfolg,
und auch der BFH hat eine personelle Verflechtung verneint. Die Anteile ihres minderjahrigen Kindes waren der
Klagerin laut BFH nicht zuzurechnen, da fiir das Kind eine Erganzungspflegschaft angeordnet war, die auch die
Wahrnehmung von dessen Gesellschafterrechten umfasste. In einem solchen Fall Idgen keine gleichgelagerten wirt-
schaftlichen Interessen vor. Die Beteiligung der Klagerin von exakt 50 % der Stimmen reiche aufgrund der ,Pattsitu-
ation® flr eine Beherrschung nicht aus.

2.3 Bilanzierung - Aktive Rechnungsabgrenzungsposten auch bei geringem Aufwand

Bilanzierende Unternehmen mussen zur periodengerechten Gewinnabgrenzung sogenannte Rechnungsabgren-
zungsposten (RAP) bilden. Fallen Ausgaben vor dem Abschlussstichtag an, die erst nach diesem Stichtag als ge-
winnmindernder Aufwand zu erfassen sind, ist ein aktiver RAP zu bilden. Hieriber wird die gewinnmindernde Wirkung
in die nachste Periode verschoben. Umgekehrt ist ein passiver RAP zu bilden, wenn eine Zahlung beim Unternehmer
eingeht, die sich erst in einer spateren Periode als gewinnerhéhende Einnahme auswirken soll.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich mit Fragen der zutreffenden Rechnungsabgrenzung befasst. Im Streitfall hatte
ein Gewerbetreibender zahlreiche Kleinbetrage im Zahlungsjahr direkt als Betriebsausgaben verbucht (ohne Rech-
nungsabgrenzung), darunter Ausgaben fur Haftpflichtversicherung, Werbung und Kfz-Steuer. Samtliche Einzelposi-
tionen fuhrten pro Jahr zu einer Summe zwischen 1.315 € und 1.550 €. Das Finanzamt war der Auffassung, dass
auch diese vorausgezahlten Kleinbetrage aktiv abzugrenzen seien, so dass es zu Gewinnerhéhungen kam.

Nach Ansicht des Finanzgerichts mussten wegen der geringen Bedeutung der Aufwendungen keine RAP gebildet
werden. Es orientierte sich dabei an der damaligen Wertgrenze von 410 €, die fir die Sofortabschreibung von gering-
wertigen Wirtschaftsgultern galt (aktuell: 800 € netto). Der BFH ist dieser Auffassung jedoch entgegengetreten. Er hat
entschieden, dass das Finanzamt zu Recht aktive RAP gebildet hatte.

Hinweis: Das Einkommensteuergesetz enthilt ein abschlieBendes Aktivierungsgebot fiir entsprechende Aus-
gaben; ein Wahlrecht besteht nicht. Die Pflicht zur Bildung von RAP ist nicht auf wesentliche Félle be-
schrankt, so dass auch bei Aufwendungen von geringer Bedeutung aktive RAP zu bilden sind.

2.4 Vorsteuerabzug - Angaben zum Leistungszeitpunkt bzw. -zeitraum in Rechnungen

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich im Hinblick auf den Vorsteuerabzug des Leistungsempfangers zu den
Voraussetzungen einer ordnungsgemaBen Rechnungsstellung gedullert. Damit setzt das BMF die Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs (BFH) um, nach der sich der Leistungszeitpunkt in einer Rechnung (als Voraussetzung
fur den Vorsteuerabzug) im Einzelfall aus dem Rechnungsdatum ergeben kann.

Der BFH hatte bereits 2018 entschieden, dass sich die Angabe des Kalendermonats als Leistungszeitpunkt aus
dem Ausstellungsdatum der Rechnung ergeben kann. Das ist der Fall, wenn nach den Verhaltnissen des Einzelfalls
davon auszugehen ist, dass die Leistung in dem Monat bewirkt wurde, in dem die Rechnung ausgestellt wurde. Ein
Jahr spater hat der BFH diese Auffassung noch einmal bestatigt.

Das BMF hat klargestellt, dass Rechnungen, die nicht den Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leistung enthalten,
nicht ordnungsgemalf ausgestellt sind. Der Vorsteuerabzug ist dann nur ausnahmsweise moglich, wenn das Finanz-
amt Uber samtliche Angaben verfligt, um die materiellen Voraussetzungen zu Uberprifen. Zweifel sind laut BMF
insbesondere dann gegeben, wenn das Zusammenfallen von Rechnungs- und Leistungsdatum nicht branchenublich
ist, eine zeithahe Abrechnung nicht regelmafig durchgefihrt wird oder sonstige Zweifel bestehen.

Das BMF hat sich auch zu den Anforderungen an die Leistungsbeschreibung geaulert. Diese muss nicht nur eine
eindeutige und leicht nachprifbare Feststellung der Leistung ermdglichen, sondern zusatzlich Rickschlisse auf den
Leistungsort und die Steuerpflicht zulassen.
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Zudem ist der Vorsteuerabzug unzulassig, sofern der Rechnungsaussteller einen Gewerbebetrieb vortauscht, ohne
tatsachlich Leistungen mit dem vermeintlichen Leistungsempfanger ausgetauscht zu haben (Strohmanngeschafte).

3.  Tipps und Hinweise fiir GmbH-Geschéftsfiihrer

Organschaft - ,,FuBstapfentheorie“ bei riickwirkender Verschmelzung

Die ertragsteuerliche Organschaft bietet zahlreiche Vorteile. So ist sie die einzige Moglichkeit, Verluste einer Toch-
tergesellschaft mit Gewinnen von Schwestergesellschaften oder der Muttergesellschaft zu verrechnen. Ein weiterer
Vorteil besteht darin, dass keine Schachtelstrafen drohen. Da ist es nur verstandlich, wenn die Finanzverwaltung
bzw. der Gesetzgeber die Hurden fir die Anerkennung sehr hochlegen. Eine der Voraussetzungen ist die ,finanzielle
Eingliederung®. Das bedeutet, dass der Organtrager vom Beginn des Wirtschaftsjahres der Organgesellschaft bis zu
dessen Ende beherrschend an der Organgesellschaft beteiligt sein muss. MafRgeblich sind hierbei die Stimm-
rechte.

In einem vom Finanzgericht Rheinland-Pfalz (FG) entschiedenen Streitfall ging es genau um dieses Thema: Eine
GmbH (A-GmbH) war schon seit Jahren an ihrer Tochtergesellschaft (B-GmbH) beteiligt. Beide Gesellschaften hatten
ein Wirtschaftsjahr, das dem Kalenderjahr entsprach. Zum 30.12.2011 wurde die A-GmbH auf die C-GmbH ver-
schmolzen. Das Finanzamt verweigerte die Anerkennung der kérperschaft- und gewerbesteuerlichen Organschaft,
weil fur die ganzjahrige finanzielle Eingliederung der A-GmbH ein Tag im Jahr 2011 gefehlt habe. Die Organge-
sellschaft sei auch nicht finanziell in die C-GmbH eingegliedert, da diese nicht seit Beginn des Jahres 2011 an der B-
GmbH beteiligt gewesen sei.

Das sahen die Richter jedoch anders: Nach der ,Fulistapfentheorie“ sei die C-GmbH hinsichtlich der Beteiligung an
der B-GmbH per Gesamtrechtsnachfolge in die ,Fulstapfen“ der A-GmbH eingetreten. Mithin sei die B-GmbH ganz-
jahrig durch die C-GmbH beherrscht worden. Die Organschaft war laut FG also anzuerkennen.

Hinweis: Das Finanzamt hat Revision eingelegt. Abzuwarten bleibt nun die Entscheidung des Bundesfinanz-
hofs.

4. Tipps fiir Arbeitgeber und Arbeitnehmer

4.1 Aktualisierung - Klarstellungen zur betrieblichen Altersversorgung

Das Bundesfinanzministerium hat das umfangreiche Anwendungsschreiben zur steuerlichen Foérderung der betrieb-
lichen Altersversorgung tGberarbeitet und fir alle offenen Falle unter anderem Folgendes geregelt:

= Von einer betrieblichen Altersversorgung ist (nur) auszugehen, wenn die Versorgungszusage des Arbeitgebers
einem im Betriebsrentengesetz geregelten Versorgungszweck dient, die Leistungspflicht nach dem Inhalt der
Zusage durch ein im Gesetz genanntes biologisches Ereignis ausgeldst wird und durch die vorgesehene Leistung
ein im Gesetz angesprochenes biometrisches Risiko (Alter, Tod, Invaliditdt) zumindest teilweise Gbernommen
wird.

= Keine betriebliche Altersversorgung liegt vor, wenn der Arbeitgeber die Versorgungsleistung einem betriebs-
fremden Arbeithehmer-Ehegatten verspricht. Das Gleiche gilt fir Lebenspartner nach dem Lebenspartner-
schaftsgesetz und fir nichteheliche Lebensgefahrten.

= Bei Eintritt einer Erwerbsminderung, Erwerbs- oder Berufsunfahigkeit wird das biometrische Risiko der Invalidi-
tat grundsatzlich erfillt. Die Versicherung dieser Risiken erfiillt die Voraussetzungen des Betriebsrentengesetzes.
Dies gilt auch dann, wenn der Leistungsfall nicht zusatzlich daran geknipft ist, dass der Arbeitnehmer tatsachlich
durch den Eintritt des Invaliditatsgrades in seiner Berufsausiibung beeintrachtigt ist. Dem Arbeitgeber steht es
aber frei, in seiner Versorgungszusage und entsprechend in den versicherungsvertraglichen Vereinbarungen den
Leistungsfall in diesem Sinne einzuschranken.

= Eine Grundféhigkeitenversicherung dient ebenfalls der Absicherung des biometrischen Risikos ,Invaliditat®, da
der Verlust einer Grundféahigkeit zum Eintritt eines Invaliditédtsgrades fuhrt. Auch sie erfillt daher die Vorausset-
zungen des Betriebsrentengesetzes.

= Die Versicherung des Risikos einer Arbeitsunfahigkeit stellt, auch wenn es sich um eine langerfristige handelt,
keine Absicherung des biometrischen Risikos ,Invaliditat“ dar und dient folglich nicht einer betrieblichen Alters-
versorgung.
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= Ist in den Durchfiihrungswegen Direktversicherung, Pensionskasse und Pensionsfonds eine Beitragsfreistel-
lung fir bestimmte Zeiten vereinbart, ist dies betriebsrentenrechtlich unbedenklich und steht der steuerlichen
Anerkennung als betriebliche Altersversorgung somit nicht entgegen.

4.2 Auslandsreisen - Pauschbetrige fiir Verpflegung und Ubernachtung 2022 unverindert

Das Bundesfinanzministerium hat darauf hingewiesen, dass die bei beruflich bzw. betrieblich veranlassten Auslands-
reisen zur Anwendung kommenden Auslandstage- und Auslandsibernachtungsgelder pandemiebedingt nicht zum
1. Januar 2022 neu festgesetzt werden. Somit bleibt es bei den zum 1. Januar 2021 von der Finanzverwaltung
veroffentlichten Pauschbetragen.

Hinweis: Die Pauschbetrige fiir Ubernachtungskosten gelten nur bei der Erstattung durch den Arbeitgeber.
Nicht anwendbar sind die Pauschbetrage beim Werbungskosten- und Betriebsausgabenabzug. Hier sind wei-
terhin nur die tatsachlich angefallenen Ubernachtungskosten abziehbar.

5. Tipps und Hinweise fiir Hausbesitzer

Sonderabschreibung - Wann Mietwohnungen ohne Bauantragspflicht geférdert werden

Damit in Deutschland mehr bezahlbarer Wohnraum geschaffen wird, hat der Gesetzgeber steuerliche Anreize fur
Vermieter gesetzt und 2019 eine Sonderabschreibung fiir den Mietwohnungsneubau eingefiihrt. Die Sonderab-
schreibung betragt bis zu 5 % pro Jahr (liber einen Zeitraum von vier Jahren). Bemessungsgrundlage fir die Ab-
schreibung sind die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Wohnung, maximal jedoch 2.000 € pro Quadratmeter
Wohnflache (Férderhéchstgrenze). Die Sonderabschreibung kann zusatzlich zu den bereits bestehenden Abschrei-
bungsmaglichkeiten genutzt werden.

Hinweis: Zusammen mit der regulédren linearen Gebdudeabschreibung von 2 % pro Jahr lassen sich in den
ersten vier Jahren also insgesamt 28 % der Kosten steuerlich absetzen.

Gefordert wird nur neugeschaffener Wohnraum (entweder in einem neuen oder in einem bestehenden Gebaude).
Vermieter von Ferienwohnungen sind von der Férderung ausgeschlossen. Erfasst werden zudem nur Wohnungen
bis zu einem Quadratmeterpreis von 3.000 € (Baukostenobergrenze). Teurere Wohnungen fallen komplett aus der
Foérderung heraus.

Eine zentrale Voraussetzung flir die Sonderabschreibung ist, dass der Bauantrag fiir das Bauprojekt nach dem 31.
August 2018 und vor dem 1. Januar 2022 gestellt worden ist. Ist keine Baugenehmigung erforderlich, muss in diesem
Zeitfenster die Bauanzeige getatigt worden sein. Das Bundesfinanzministerium hat diese zeitliche Férdervorausset-
zung nun auch auf Mietwohnungen Ubertragen, die nach den baurechtlichen Vorschriften weder eines Bauantrags
noch einer Bauanzeige bedurfen. Fir diese Objekte kann die Sonderabschreibung beansprucht werden, wenn nach
dem 31. August 2018 und vor dem 1. Januar 2022 mit der Bauausfiihrung begonnen worden ist.

Alle Informationen nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewahr. Diese Information ersetzt nicht die individuelle Beratung!
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Wichtige Steuertermine — Dezember 2021

10. Dezember Umsatzsteuer
Lohnsteuer
Solidaritatszuschlag
Kirchenlohnsteuer ev. und rom.-kath.
Einkommen- bzw. Kérperschaftsteuer

Zahlungsschonfrist: bis zum 13. Dezember 2021. Diese Schonfrist gilt nicht bei Bar- und Scheckzahlungen.

Achtung: Bei Scheckzahlungen gilt die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks als geleistet!

Fundstellennachweis

1. Spende - Sonderausgabenabzug kann trotz Zweckbindung zuldssig sein
BFH, Urt. v. 16. Marz 2021 — X R 37/19; www.bundesfinanzhof.de.

2. Betriebsaufspaltung - Stimmenpatt begriindet keine personelle Verflechtung
BFH, Urt. v. 14. April 2021 — X R 5/19; www.bundesfinanzhof.de.

3. Bilanzierung - Aktive Rechnungsabgrenzungsposten auch bei geringem Aufwand
BFH, Urt. v. 16. Marz 2021 — X R 34/19; www.bundesfinanzhof.de.

4. Vorsteuerabzug - Angaben zum Leistungszeitpunkt bzw. -zeitraum in Rechnungen
BMF-Schreiben v. 9. September 2021 - Ill C 2 - S 7280-a/19/10004 :001; www.bundesfinanzministerium.de.

5. Organschaft - ,,FuBstapfentheorie” bei riickwirkender Verschmelzung
FG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 19. August 2020 — 1 K 1585/15, Rev. (BFH: | R 45/20); https://fgnw.justiz.rlp.de.

6. Aktualisierung - Klarstellungen zur betrieblichen Altersversorgung
BMF-Schreiben v. 12. August 2021 — IV C 5 - S 2333/19/10008 :017; www.bundesfinanzministerium.de.

7. Auslandsreisen - Pauschbetrige fiir Verpflegung und Ubernachtung 2022 unverindert
BMF, Mitteilung v. 27. September 2021; www.bundesfinanzministerium.de, BMF-Schreiben v. 3. Dezember
2020 -1V C 5 - S 2353/19/10010 :002; www.bundesfinanzministerium.de.

8. Sonderabschreibung - Wann Mietwohnungen ohne Bauantragspflicht gefordert werden
BMF-Schreiben v. 21. September 2021 — IV C 3 - S 2197/19/10009 :009; www.bundesfinanzministerium.de.

www.mtg-group.de Weltweit vertreten durch: agn ~



= Wirtschaftsprifer = Steuerberater = Rechtsanwalte E MTG

Mehr Sicherheit. Mehr Erfolg. Mehr vom Leben.

Wirtschaftspriufung, Steuerberatung und Rechtsberatung aus einer Hand!

Kontaktieren Sie uns!
Wir beraten Sie gerne!
info@mtg-group.de
www.mtg-group.de

MTG Wirtschaftskanzlei

Regensburg Kelheim Straubing Ingolstadt Nurnberg

www.mtg-group.de

Weltweit vertreten durch: agn %



	deckblatt ohne RID
	rücken ohne RID

